Gefetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 47 Ausgegeben Danzig, den 28. Juni 1923 
zz —— ͤ —wöhñn— — ñ— — — —ñ 


A Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 691). — Verordnun g zur Aenderung des 
Poftſcheckgeſezes (S. 691). — Verordnun 9 zur Aenderung der Pofſſchegorbuung (S. 694). — Verordnung zur 


K der geſetzlichen Poſtgebühren (S. 695). — Verordnu ng zur Aenderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren 


> — Berordnung zur Aenderung der geſetzlichen Telegraphengebühren (S. 698). — Verordnung zur 

enderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren (S. 698). — Belanntma ch un 8 betreffend Poſtgebühren im Verkehr mit 
Deutſchland (S. 699). — Bekanntmachung betreſſend Poſtgebühren im Ver ehr mit dem Ausland (außer Deutſchland 
und rer (S 701). — Bekanntmachung betreffend Gebühren für Briefſendungen im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
im rkehr nach Polen (S. 701). — Verordnung betreffend Aenderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit 
Deutſchland (S. 702). 
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22 5 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 24. 6. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzb latt S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im 8 7 „Druckſachen“, Abſ. XIII iſt zu ſetzen im erſten Unterabſatz ſtatt „5 Mark“: 10 Mark, 
im zweiten und dritten Satz des zweiten Unterabſatzes ſtatt „5 M“ und „5“: 50 Mark und 10 
In demſelben 8 (7) ift im Abſ. XV zu ſetzen ſtatt „4 Mark“: 10 Mark 
Im 8 12 „Pakete“ iſt im Abſ. V zu ſetzen ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 
Im $ 13 „Einſchreibſendungen“ it im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „SO Mark“: 300 Mark 
Im 8 18 „Poſtauſträge“, Abſ. XVI, unter Ziffer 2 und 3 iſt zu ſetzen ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 
In demſelben $ (18), Abſ. XVI, iſt unter Ziffer 6 a zu ſetzen ſtatt „500 Mark“: 1500 Mark 
= 655 Abſ. XI, iſt unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „50 Mark“: 
5 ar E 
8. Im 8 20 „Poſtauweiſungen“ unter a) Gewöhnliche Poſtanweiſungen, iſt im Abſ. I ſtatt „100000 Mark“ 
zu ſetzen: 500000 Mark 
9. In demſelben 8 (20) iſt im Abſ. XIV, Ziffer 3, zu ſetzen ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 
10. Im 8 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“, Abſ. V, iſt zu ſetzen: 5 
unter A 1 ſtatt „120 Mark“: 400 Mark 
ſtatt „350 Mark“: 1200 Mark 
unter A 2 ſtatt „220 Mark“: 700 Mark 
ftatt „450 Mark“: 1500 Mark 
unter B, 2. Abſ., ſtatt „80 Mark“: 150 Mark 
11. Im 8 23 „Bahnhofsbriefe“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „3000 Mark“: 9000 Mark 
12. In demſelben 8 (28) ift zu ſetzen im Abs. VI im 1. Unterabſ. 
ſtatt des 2. und 3. Satzes: 
Sie beträgt für das täglich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen eines Zeitungsſtücks 
ſowie für jedes weitere tägliche Erſcheinen je 20 Mark monatlich. 
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(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 7. 1933). 
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im 2. Unterabſ. ? 
ſtatt des bisherigen Wortlauts: u. 

Für Zeitungs⸗Bahnhofsbriefe, die für die zweite Hälfte des Monats (vom 16. an 

oder ſpäter) verſandt werden, wird nur die Hälfte der Gebühr erhoben. : 
Im Abf. VII erhalten der 2. bis 4. Satz folgenden Wortlaut: 

Meldet ſich der Abholer nicht rechtzeitig, ſo werden die Bahnhofsbriefe ſtets, die 
Zeitungs⸗Bahnhofsbriefe dagegen nur auf ausdrücklichen Antrag des Empfängers gegen 
die im § 22, VB feſtgeſetzte Gebühr durch Eilboten zugeſtellt. Für nicht abgeholte 
Zeitungs⸗Bahnhofsbriefe gelten im übrigen die Beſtimmungen im $ 28, IX. 

13, Im 8 25 „Briefe mit Zuſtellungsurkunde“ iſt im Abſ. VII, Ziffer 2, zu ſetzen ſtatt „S0 Mark“: 
300 Mark f . 
14. Im 8 26 „Rückſchein“ iſt im Abſ. II zu ſetzen ſtatt „80 Mark“: 300 Mark 
f In demſelben $ (26) iſt im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „120 Mark“: 500 Mark 
15. Im 8 29 „Ort der Einlieferung“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. IV ſtatt „100 Mark“: 300 Mark 
im Abſ. VII ſtatt „20 Mark“: 50 Mark 
ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 
ſtatt „100 Mark“: 300 Mark 
16, Im 8 30 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII, letzter Satz, zu ſetzen 
ſtatt „100 Mark“: 300 Mark N 
17. Im 8 33 „Zurückziehen von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Auſſchriften“ 
iſt zu ſetzen im Abſ. VI, Ziffer 3, g i 
ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 0 


in Abſ. VII 
ſtatt „30 Mark“: 100 Mark 


im Abſ. X 
ſtatt „60 Mark“: 200 Mark 
ſtatt „30 Mark“: 100 Mark 
im Abſ. XII 
ſtatt „60 Mark“: 200 Mark 
18. Im 8 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. IV „ 
ſtatt „100 Mark“: 500 Mark, 
ſtatt „50 Mark“: 250 Mark, 
im Abſ. VI 
ö ſtatt „150 Mark“: 500 Mark. 
19. In demſelben $ (36), Abſ. VII, iſt zu ſetzen im 1. Unterabſ. 
feat „3 Mark“: 10 Mark 
tatt „6 Mark“ (an 2 Stellen): 20 Mark 
im 2. Unterabſ. 
ſtatt des bisherigen Wortlauts: 
Für Sammelüberweiſungen beträgt das Zuſtellgeld bei monatlich einmaligem 
oder ſeltenerem Erſcheinen 1 Mark, bei häufigerem Erſcheinen 2 Mark monatlich für 
jedes angemeldete Stück. 
20. Im $ 36 a „Gebühren für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ find zu erſetzen unter 
Ia „20 M“, „30 M“, „50 M“ und „70 M“ durch: 100 M, 150 M, 200 M und 300 M, 


N 


ferner „40 M“, „60 M“, „100 M“ und „140 M“ durch: 200 M, 300 M, 400 M und 
600 M; unter — 
1b „10 M“ und „20 M“ durch: 50 M und 100 M. 
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24. 
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30. 


31. 
32. 


25. 


In demſelben 8 (36 a) erhält der erſte Unterabſatz des Abſatzes IV folgende Faſſung: 


IV. Für unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten wird das Doppelte des Fehl- 
betrags, mindeſtens aber ein Betrag von 50 M, für nicht freigemachte gebührenpflichtige 
Dienſtbriefe und Dienſtpoſtkarten, wenn ſie als ſolche durch eine von der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung feſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht ſind, die einfache Gebühr 
nacherhoben. Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 10 teilbare Markſumme 
nach oben abgerundet. g 

Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen ſind“ iſt im Abſ. III zu ſetzen Jtatt 
„50 Mark“: 150 Mark 
Im 8 40 „Poſtlagernde Sendungen“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. III ſtatt „20 Mark“: 50 Mark 
im Abſ. V ſtatt „150 Mark“: 500 Mark 
im Abſ. VI ſtatt „75 Mark“: 250 Mark 
im Abſ. VII ſtatt „100 Mark“: 300 Mark 
Im 8 41 „Paketlagergebühr“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I ſtatt „30 Mark“: 100 Mark 
im Abſ. III ſtatt „1800 Mark“: 6000 Mark 
Im 8 42 „Abholen der Sendungen“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I und II ſtatt „50 Mark“ jedesmal: 150 Mark 
im Abſ. V im 1. Unterabſ. ſtatt „200 Mark“: 1200 Mark 
im 2. Unterabſ. ſtatt „500 Mark“: 3000 Mark 
im Abſ. VI ſtatt „3600 Mark“: 18000 Mark 
ſtatt „5400 Mark“: 30000 Mark 


Im 8 44 „Nachſendung der Poſtſendungen; Überweiſung von Zeitungen“, Abſ. IV, erhält der 


1. Satz folgende Faſſung: 

IV. Für gewöhnliche Pakete wird im Falle der Nachſendung die Paketgebühr, für 
Zeitungspakete (8 12, VI) die ermäßigte Paketgebühr, für eingeſchriebene Pakete die Paket⸗ 
gebühr nebſt Einſchreibgebühr, für Wertſendungen die Paket⸗ oder Briefgebühr und die 
Verſicherungsgebühr, bei verſiegelten Wertpaketen ($ 16, II) und Wertbriefen außerdem die 
Einſchreibgebühr von Beſtimmungsort zu Beſtimmungsort zugeſchlagen. 


In demſelben 8 (44) iſt im Abſ. VI zu ſetzen ſtatt „60 Mark“: 200 Mark 
Im 8 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsort“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen 


ſtatt „120 Mark“: 500 Mark 


9. In demſelben $ (45), Abſ. X, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 


X. Für die Rückſendung iſt bei gewöhnlichen Paketen die Paketgebühr, bei Zeitungs- 
pafeten ($ 12, VI) die ermäßigte Paketgebühr, bei eingeſchriebenen Paketen die Paketgebühr 
nebſt Einſchreibgebühr, bei Wertſendungen die Palet⸗ oder Briefgebühr und die Verſicherungs⸗ 

gebühr, bei verſiegelten Wertpaketen (8 16, II) und bei Wertbriefen außerdem die Einſchreib⸗ 
gebühr zu entrichten. - 
Im 8 47 „Lauſſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen, Aus⸗ 
fertigung von Doppeln“ iſt im Abf. I zu ſetzen ſtatt „120 Mark“: 500 Mark 
In demſelben $ (47) iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 
Im 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ iſt zu ſetzen ſtatt „50 Mark“: 150 Mark 
Im 8 50 „Zahlung der Gebühren“, Abſ. VI, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 

Für die Stundung von Gebührenbeträgen uſw. iſt monatlich eine Gebühr zu entrichten, 
die 2 Mark für jede vollen oder angebrochenen 10 Mark beträgt; als Mindeſtſatz werden 
monatlich 150 Mark berechnet. | 
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Vorſtehende Anderungen unter Nr. 1 bis Nr. 18 und Nr. 20 bis Nr. 33 treten am 1. Juli 1923, 

unter Nr. 19 am 1. Oktober 1923 in Kraft. 
Danzig, den 24. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
8 Sahm. Dr. Frank. 


223 Verordnung 


zur Anderung des Poſtſcheckgeſetes. Vom 24. 6. 1923. 


Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 16. Mai 1923 zur Anderung des Poſtſcheckgeſetzes wird 
nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Im 82 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 607) erhält der erſte Satz folgenden Wortlaut: 


„Auf jedem Konto muß, ſolange es beſteht, eine Stammeinlage von 10000 M gehalten 
werden.“ 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 24. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


224 Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 24. 6. 1923. 


Auf Grund des § 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 
(Geſetzbl. S. 53 ff.) wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abſ. 4 Satz 3 wird ſtatt „100 Mark“ geſetzt: 300 Mark. 

2. Im 8 2 Abſ. 1 wird am Schluſſe folgender Satz eingefügt: „Die Poſt kann verlangen, daß bei 
Einzahlungen über hohe Beträge die Geldſcheine kaſſenmäßig verpackt werden.“ 

3. Im 8 2 Abſ. 3 werden Satz 2 und 3 zu folgendem Satze vereinigt: „Der Betrag iſt in deutſcher 
Reichswährung einzutragen und in Ziffern und in Buchſtaben auszudrücken.“ 

4. Im 8 2 Abſ. 12 wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 150 Mark. 

5. Im 8 3 Abf. 1 Satz 1 wird ſtatt „200 000 Mark“ geſetzt: 1000 000 Mark. 

6. Im 8 3 Abſ. 4 Ziffer 3 wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 150 Mark. a n 

7. Im 8 4 Abf. 3 Unterabſ. 1 Satz 1 und 2 iſt jedesmal hinter dem Worte „Zahlkartengebühr“ ein- 
zuſchalten: und der durch die Poſtordnung feſtgeſetzten Einziehungsgebühr. 

8. Im 8 4 Abſ. 4 Unterabſ. 1 Satz 1 und 2 iſt jedesmal hinter dem Worte „Zahlkartengebühr“ ein⸗ 
zuſchalten: und der durch die Poſtordnung feſtgeſetzten Einziehungsgebühr. 

9. Im 8 6 Abſ. 5 werden Satz 3 und 4 zu folgendem Satze vereinigt: Der Betrag iſt in deutſcher 
Reichswährung einzutragen; er iſt bei Überweiſungen, Schecken und Zahlungsanweiſungen in 
Ziffern und in Buchſtaben auszudrücken. 5 

10. Im 8 7 Abſ. 3 erhält Unterabſatz 1 folgende Faſſung: Aufträge für mehrere Empfänger können 
in einer Überweiſung (Sammelüberweiſung) zuſammengefaßt werden. Die untere Grenze für die 
Zahl der Aufträge beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. In der Sammelüberweiſung 
iſt an der für die Angabe des Gutſchriftempfängers vorgeſehenen Stelle der Vermerk „laut 
Anlage“ niederzuſchreiben. 1 8 

11. Im 8 7 fällt Abſ. 4 weg. Die bisherigen Abſ. 5 bis 8 werden Abſ. 4 bis 7. 

12. Im 8 7 Abſ. 4 (früher Abf. 5) letzter Unterabſatz werden geſetzt ſtatt der Worte „ſchriftlicher 
Benachrichtigung 60 Mark,“ die Worte: ſchriſtlicher Benachrichtigung 300 Mark, und ſtatt der 
Worte „Gebühr von 50 Mark“ die Worte: Gebühr von 150 Mark. 


* 8 
: BERG ä 
4 Werd re x 


5 7 Abſ. 7 Satz 2 wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 150 Mark. 
14. Im § 7 Abſ. 7 Unterabſ. 2 wird ſtatt „100 Mark“ geſetzt: 300 Mark. 
. 8 Abſ. 1 wird ſtatt „200 000 Mark“ geſetzt: 1000 000 Mark. 

16. Im $ 8 Abſ. 3 wird geſetzt ſtatt „(8 7, 5)“: (8 7, 4). d 

17. Im $ 8 Abſ. 6 wird geſetzt in Ziffer 2 ſtatt „50 Mark“: 150 Mark, in Ziffer 3 ſtatt „60 Mark“: 
300 Mark, in Ziffer 4 ſtatt „50 Mark“: 150 Mark. 5 a 

18. Im 8 9 Abſ. 1 wird ftatt „1 000 000 Mark“ geſetzt: 10 000 000 Mark. a 

19. Im 8 9 Abſ. 3 erhält Unterabſatz 1 folgende Faſſung: Aufträge zu Barzahlungen an mehrere 
Empfänger können in einem Scheck (Sammelſcheck) zuſammengefaßt werden. Die untere Grenze 
für die Zahl der Aufträge beſtimmt die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. In dem Sammelſcheck 
iſt an der für die Angabe des Empfängers vorgeſehenen Stelle der Vermerk „laut Anlage“ nieder⸗ 
zuſchreiben. 8 

20. Im 8 9 Abſ. 4 Unterabſ. 3 Satz 2 wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 150 Mark. 

21. Im 8 9 Abſ. 4 Unterabſ. 4 wird ſtatt „100 Mark“ geſetzt: 300 Mark. a 

22. Im 8 9 Abſ. 8 Unterabs. 2 erhalten Satz 1 und 2 folgende Faſſung: Die Zuſtellung mit dem 
Geldbetrag iſt auf Zahlungsanweiſungen bis zu den in der Poſtordnung für die Zuſtellung der 
Poſtanweiſungen feſtgeſetzten Höchſtbeträgen beſchränkt. Lautet die Zahlungsanweiſung auf einen 
höheren Betrag, ſo iſt nur die Zahlungsanweiſung zuzuſtellen. 8 22 

23. Im 8 9 Abſ. 9 letzter Satz wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 150 Mark. N Wir ad 

24. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „200 000 Mark“ geſetzt: 1000 000 Mark. 

25. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabſ. 1 Satz 5 wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 150 Mark. r Sen 

| 26. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabſ. 2 Satz 1 wird ſtatt „200 000 Mark“ geſetzt: 1000 000 Mark. 

27. Im 8 10 Abſ. 3 wird ſtatt „120 Mark“ geſetzt: 500 Mark. 8 
| Die Anderungen treten am 1. Juli 1923 in Kraft. 


Danzig, den 24. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


22³ Verordnung 


zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren. Vom 24. 6. 1923. 

| Auf Grund des 51 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗ 
Poſtſcheck , Telegraphen ⸗ und Fernſprechgebühren (Geſetzblatt S. 320) werden die in den 88 1—6 des 
Geſetzes über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. S. 43 ff.) aufgeführten geſetzlichen Gebühren 
für Brieſſendungen, Pakete, Wertſendungen, Poſtanweiſungen und Zeitungen wie folgt feſtgeſetzt: 


J. Briefiendungen (8 1 des Geſetzes). 


1. für die Poſtkarte im Fern verkehrt.. auf 100 Mark 

2. für den Brief im Fernverkehr bis 20 Gram „ 00 „ 
E %o RE; RE. 
EEE EEE TEE „ 0 „ 


5 J. en „ 500. „ 
3. die Druckſachenkarte iſt ſeit 1. Juli 1922 als beſonderer Verſendungsgegenſtand weg⸗ 
gefallen; die Karte unterliegt der Gebühr für Druckſachen bis 25 Gramm; i 


4. für die Drucksache bis 25 Gram auf 50 Mark 
JJ 8 „ 
„ 50 100 72FüööͤöÄV7⅛) 7 „ 50. 
„ 100 „ 250 FF Le RER Bee 5 300 1 2 
„ 250 „ 500 F „ „ 850 „ 


5 ’ 5 ERS Er => EEE A: 7 ER Der 
696 
über 500 bis 1 Kilogramm nennen ne auf 400 Mark 
„ 1 „ 2 Kilogramm (nur für einzeln verſandte, 
ungeteilte Druckbände ))) 500 „ 


€ (Die Sondergebühr für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche 
Hoöllichkeitsformeln mit höchſtens fünf Worten niedergeſchrieben ſind, fällt weg); 


* 5. für das Geſchäftspapier bis 250 Gram auf 300 Mark 
== G En er a } 1 
2 über 500 Gramm „ 1 Kilogramm „ 400 „ 
* 6. für die Warenprobe bis 100 Gram. 8 
* Eee % uV 5 
3 N ͤ ͤ VV „ 350 „ N 
7. für die aus zuſammengepackten Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapieren und, 
Warenproben beſtehende Miſchſendung bis 250 Gramm .. auf 300 Mark 
j x BE über 50 „ 500 „ er BB 
wie: A über 500 Gramm „ 1 Kilogramm. . „ 400 „ 
= 8. für das Päckchen bis 1 Kilogramm „ |, 2 
* Die Sendungen ſind vollſtändig freizumachen. Iſt dies nicht geſchehen, ſo wird für nicht 
* oder unzureichend freigemachte Poſtkarten und Briefe das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber 
Ber ein Betrag von 50 M, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtpoſtkarten und »briefe, wenn ſie als 


Be» ſolche durch eine von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ſeſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht 
Be.» find, die einfache Gebühr nacherhoben. * 


3 Nichtfreigemachte Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen werden nicht 
SI befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Arten wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
u mindeſtens aber ein Betrag von 50 M, nacherhoben. er 

= Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 10 teilbare Markſumme nach oben 
= abgerundet. 3 

K.. Nichte oder unzureichend freigemachte Päckchen werden nicht befördert. 

8 Fr II. Pakete ($ 2 des Geſetzes). 

= für Pakete bis 3 Kilogramm èðĩx?“]m auf 750 Mark 

>= 7 3 7 8 über 3 = 5 EEE ae es ²˙ . " 1000 " 

. ; 27 . > : 6 a SE FREE 7 1200 „ 

5 n Be ͤ TEA; 

“3 „ 5 = 8 Pe re 5 e ” 1600 " 

* a ER e e, u „ 00 „ 

= „ 0 10 JJ a „ 2000 „ 

* ee „ ee ä „ 200 „ 

je 51 „ 12 FFF se Ze 

5 „ „ 18 JJͤĩð . ?—¼Zdn „ 2900 „ 

E „9 8 „ 14 a ee te „ 3200 „ 

. er 17 14 * 5 15 TTCCFCCCCFC DE a ER 7 3500 17 

2 „ 15% 16 e , e e e e e „ 3900 „ 

2 „716 % 17 IT Eee e > 400 „ 

Br 38T „ 18 0 „ 4400 „ 

5 „18 „ 10 ET —8 „%% „ 

ES J N Re re A „ 8000 „ 


2 * 19 * „* 
Br! für Zeitungspakete bis 5 Kilogramm 600 „ 


3 III. Wertſendungen (8 3 des Geſetzes). 
die Verſicherungsgebühr : 
1. für Wertbrieſe und verfiegelte Wertpakete für je 10 000 Mark der Wertangabe oder einen 
Teil vin 9000 Mark a p » 100 Mark; 
2. für unverſiegelte Wertpakete bis zu einer von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſt⸗ 
zuſetzenden Wertgrenze auf die Hälfte des vorſtehend unter 1 angegebenen Satzes. 
Die Einſchreibgebühr wird für unverſiegelte Wertpakete nicht erhoben. 


IV. Poſtanweiſungen ($ 4 des Geſetzes). a 
für Poſtanweiſungen bis 5 000 PPT. FR auf 200 Mark 


ber 500 100% TE a en are, 
„ 10000 „ 50 0%õ/ũ᷑oUmer : 3 Wie 
"= VEOROD:- RED ea ve ie „ 1200 


und für je weitere 100 000 Mark oder einen Teil dieſer Summe bis zum Meiſtbetrag auf 
600 Mark mehr. : 
v. Zeitungen ($ 5 und 6 des Geſetzes). 
für Zeitungen . 
für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe in 
der Woche bei einem durchſchnittlichen Nummergewicht 


bis 5 Nam nee een 1 Mark monatlich 
J De Pe re BE res , ed 
„0 Br Be 1 
ß she rt 8 5 
EN ee re ara rt 5 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm . = 
= 1 Kilogramm „ 2 TCC 18 


für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen die Hälfte davon, mindeſtens jedoch 
1 Mark monatlich; ER 
für Sammelüberweiſungen für jedes Stück der Zeitſchrift 2 Mark vierteljährlich. 

Dieſe Verordnung tritt für die Anderungen unter V. (Zeitungen) am 1. Oktober 1923, im 
übrigen mit dem 1. Juli 1923 in Kraft. Gleichzeitig erlöſchen die Verordnungen zur Anderung der 
geſetzlichen Poſtgebühren vom 7. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 183) und vom 17. Februar 1923 (Geſetzbl. 
S. 294) ſoweit ſie Gebührenſätze behandeln. 


2 Danzig, den 24. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Sahm. Dr. Frank. 


226 3 = Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren. Vom 24. 6. 23. Sg. 
Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, Poſt⸗ 
ſcheck., Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird der 85 Ziffer 1 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 
wie folgt geändert: | F 
1. für eine Bareinzahlung mit Zahlkarte bei Beträgen e ee f 
bis 5 000 Mark... 50 Mark 


von mehr als 5 000 Mark „ 10000 „ 100 „ 
„ 7 „ 10 000 17 55 50 000 „ Dre ER ans 200° A " 1 
„ 30000 100% % ri 


„ „ 10000 200 000 ee 


" " 


a En e e 
A Dar 5 n 5 7 m 


von mehr als 200 000 Mark bis 300 000 Mark 


400 000 EEE 
N Aue) " 400 000 „ m 500.000 " „ * 
" „ „ 500 000 " 7 750 000 1 00 25 
e „ 780 00 „ „ 1000 00% . 100 „ 
„ m " 1 000.000 " " 2 000 000 5 „ 3 
„ „ „ 2000 000 „ (unbeſchränkt) ? 2000 „ 


Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr, im Höchſtfall jedoch eine Gebühr 
von 600 Mark für eine Zahlkarte erhoben. ” 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 24. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


227 i Verordnung 
ö zur Anderung der geſetzlichen Telegraphengebühren. Vom 24. 6. 23. 
Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320) betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck,, Telegraphen- und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
81. 


Der $1 der Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Telegraphengebühren vom 7. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 182) wird unter 1 Telegramme wie folgt geändert: 


1. Telegramme. g 
aur das gewöhnliche Telegramm auf alle Entfernungen werden erhoben: 
a) eine Grundgebühr von 200 Mark und 
Ber dh) eine Wortgebühr von 100 Mark für jedes Wort, 
dei Ortstelegrammen (Telegramme an Empfänger im Orts- oder Landbeſtellbezirk der Aufgabe⸗Poſtanſtalt) 
unnd bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
se — $ 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 


Danzig, den 24. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


: Se Verordnung 

e ee ene Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren. Vom 24. 6. 23. 
Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320) betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck Telegraphen- und Fernſprechgebühren wird nachfolgende Verordnung erlaſſen. 

1. Die Gebührenbeſtimmungen der 88 3, 4 und 8 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. Sep- 
tember 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) nebſt der dieſes Geſetz ergänzenden Verordnung vom 28. Dezember 1921 
(Geſetzbl. S. 323) werden wie folgt geändert: 

S4 Die Ortsgeſprächsgebühren betragen 1 Mark für jedes Geſpräch. Ein Mindeſtbetrag an 
Ortsgeſprächsgebühren für jeden Hauptanſchluß wird nicht erhoben. 


8 8. Die Ferngeſprächsgebühren betragen für ein von einer Teilnehmerſtelle ausgehendes 
Geſpräch von nicht mehr als 3 Minuten Dauer bei einer Entfernung ; 
bis zu 5 km einſchließlich 1 Mark 


von mehr als 5 „ „ 15 „ 8 — 
7 1 * 15 7 77 25 " " 5 " 
7 5 ” 25 1 " 50 ” " 10 " 


[3 " " 50 * n " 77 15 1 
2. Die vorſtehenden Gebühren und die im § 3 des Fernſprechgebührengeſetzes beſtimmten 
Gebühren ſind mit 300 zu vervielfältigen. 85 
3. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1923 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren vom 28. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 613) außer Kraft. 
Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß auf den 30. Juni 1923 zu kündigen. 


Danzig, den 24. Juni 1923. x 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
229 Bekanntmachung. 5 
ni Die Poſtgebühren im Verkehr mit Deutſchland werden mit Wirkung vom 1. Juli wie folgt 
eſtgeſetzt: 
Er I. Briefjendungen 
Jade Die Bbeklirie - ae en m nl auf 120 Mark, 
2. „den Brief bis 20 Gramm CCC „ 00 7. 
PTT ³o¹rw-ww-Cẽẽ ͤ T ER. EN 
„ 100 „ 250 75 ͤ TTT 75. 150 
3FFFTTTTCFCCCCCCC ee „ 5 
3. für die Druckſache 
D mm 8 5 
über 25 bis 50 Gram 2 588 
u AD VVV 5 
PPP ( 000: 
a Or nen — 7 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm ))) „ e 
„ bis 2 Kilogramm“) (nur für einzeln verſandte, ungeteilte 
Drufbänd e) ee rag 000 „ 


(Die Sondergebühr für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite 
Grüße oder ähnliche Höflichkeitsformeln mit höchſtens fünf Worten 
niedergeſchrieben find, fällt weg.) 


4. für das Geſchäftspapier bis 250 Gramm r 5800 - 
über 250 „ 5000 / n 

„ 500 „ 1 Kilogramm)))ů: „ 50 „ 

5. für die Warenprobe bis 100 Gram 0 
a en een „ 800 „ 

250 „ 500 VCF 0 


*) Briefe, Druckſachen, Geschäftspapiere und Miſchſendungen find über das für den vorſtehendeuzermäßigten 
Tarif geltende Meiſtgewicht hinaus bis zu dem im Weltpoſtverkehr geltenden Meiſtgewicht (d. i. bis 2 kt, als Druckſachen 
einzeln verſandte, unteilbare Druckbände bis 3 kg) zugelaſſen; fie unterliegen alsdann den vollen Gebührenſätzen „des 
Weltpoſtvereinsverkehrs. ee 


6. für die aus zuſammengepackten Drucfachen, Btindenfhriftfendungen, I 
Geſchäftspapieren und Warenproben beſtehende Mifchfendung 


ann auf 300 Mark 
über 0 ,, ,,, ĩð ß 3 
ö „ 500 Gramm bis 1 Kilogramm ))): „, 
1 7. für das Päckchen bis 1 Siilogramm . . ». 2» 22... 00. „ 
3 5 Die Sendungen ſind vollſtändig freizumachen. Iſt dies nicht geſchehen, jo wird für nicht- oder 


unzureichend freigemachte Poſtkarten und Briefe das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber ein 
Betrag von 50 M, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtpoſtkarten und briefe, wenn ſie als 


* ſolche durch eine von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht 
Br find, die einfache Gebühr nacherhoben. 8 
* Nichtfreigemachte Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen werden nicht 
. befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Arten wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
De mindeſtens aber ein Betrag von 50 M, nacherhoben. Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine 
3 durch 10 teilbare Markſumme nach oben abgerundet. 
5 II. Pakete 
für Pakete f in Zone 1 in Zone 2 
bis 3 Rilogramm auf 1600 Mark auf 1600 Mark 
W 5 S* „ 2400 „ 5 2400 are 
RER „ a „ 
FE ER | ER REEL © „ „ 1800 „ 
" 7 [er 8 r n 3.600 " " 5 400 „ 
" 8 n 9 FCC 1 4.000 U „ 6.000 1 
0 LEN C0 a „ 4400 „ „8000 „ 
10 en „ 5000 „ „800 „ 
„ R 5 3000 „ „ 8400 „ 
re Se „ 800 „ 5900 „ 
„ ee „ 6890 =, „ 10 200 „ 
„„ FF „5 700 Er, „„ 
„ 15 „ 18 W 5 000 „ „ 12000 „ 
1 16 7 1 7 27 Be LEN A " 8 600 " ” 1 2 900 n 
1 17 77 18 * 3 * e 1 9 200 " 7 13 300 n 
| ! 2 re 9800 „ 14 700 „ 
= 5 „ Te ET „ 19 400: „ „ 10000 „ 
x für Zeitungspakete bis 5 Kilogramm. 100 5 1 
8 = III. Wertſendungen, Poſtanweiſungen, Zeitungen. 
* Dieſe Gebühren entſprechen den im Verkehr innerhalb des Freiſtadtgebietes ab 1. Juli geltenden. 
1 Danzig, den 23. Juni 1923. 8 5 
2 Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
* 2 Zander. REN. 
Rn. 9) Briefe, Druckſachen, Geſchäftspapiere und Miſchſendungen ſind über das für den vorſtehenden ermäßigten 
N: Tarif geltende Meiftgewicht hinaus bis zu dem im Weltpoſtverkehr geltenden Meiſtgewicht (d. i bis 2 kg, als Druckſachen 


einzeln verſandte, unteilbare Druckbände bis 3 kg) zugelaſſen; ſie unterliegen alsdann den vollen Gebührenſätzen des 
Weltpoſtvereinsverkehrs. a 


r = — — en e u nn Ah > u a 
ER 9 RER? 332 ern 


NETTE EEE 8 2 ge er u 2 N ET TäRE = = 
230 Die Boftgebühren im Bertehr mit dem Ausland (außer Deutschland und Polen) werden vom 
1. Juli 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 

Wee bn 20 P we RUE 1000 M 
für jede weiteren 0 ũ ß: REN 500 M, 
Poſtlatten nnn DL IETERARNE I 600 M, 
Druckſachen für je 50 ; ar dr 200 M, 
Blindenſchriftſendungen für je 500 100 M, 
Geſchäftspapiere für je 50g. 200 M 
winbeſtens- aber genen 1000 M, 
Warenproben für je 50g 2 200 M 
mindeſtens abete e 400 M, 


die Gebühr für nicht- oder unzureichend freigemachte Brieſſendungen 
beträgt das doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber.. 600 M, 


die Fiche gehe 500 M, 
die Eilzuſtellgebühr für Brieſſendungtttn e. 2000 M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 g... 400 M 
minbeitend abet ß ]?ĩ?;˙“ l 2000 M, 

die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu 
77... ar ae N rc e 5 200 M, 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme ... 300 M, 


die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier . 600 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nichteingelöſte e 400 M. 


Danzig, den 21. Juni 1923. x. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 
231 Bekanntmachung. 


Mit Wirkung vom 1. Juli an werden im Gebiet der Freien Stadt Danzig im Verkehr nach 
Polen die Gebühren für Briefſendungen in folgender Weiſe feſtgeſetzt: 


Gewöhnliche Briefe bis hg ꝑ a 500 M 
Hr.. Ä„â&e JZ, 5 750 M 
!!!! e ee 
über 250 bis 500g 37;ͤ a ee 1250 M 
Boftlorien d » VV 
mit, erase „ers . 600 M 
dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 500 g bis 2a khkk gg 1250 M 
Duden dis d ir ein 717177... an 50 M 
.... d 100 M 
BE ET RE / / / ( EEE ER ERSTER 200 M 
1% RER TE 500 M 
y ð Se ee ee 750 M 
über 500 g bis 1 kg \ J N ae th > 23 1000 M BE: 
über 1 1 bis 2 kg (nur für einzeln verſandte, ungeteilte Druckbände) . . . 1500 M 11 


(Die Sondergebühr für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflichkeits— 
formeln mit höchſtens fünf Worten niedergeſchrieben ſind, fällt weg). 
Blindenſchriftſendungen je 1 g.. 7... 3 2 tue Be 20 M 


3 


Geſchäftspapiere bis 250 gg. ER EI 500 M 
un 0 bis 500 ER 8 750 M 
über 500 g. bis 1 k‚k‚k‚.‚ een 1000 M 
Wäamnproben bis 250) ggfaAü.. 8 500 M 
üher- 50 bis 500 ß /ùꝛ. 750 M 
Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und Warenproben) 

i S g ee ee > 500 M 

nber 50 bi 0 8 750 M 
77777 ⁵ — > ee 1000 M 
e . ES 1500 M 


Danzig, den 16. Juni 1923. 
Poſt, und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Nordmann. 


8 Verordnung 
betreffend Anderung der Feruſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland. Vom 27. 6. 1923. 
Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 1. Juli 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland für die 
Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer: 


Zone 1 bis 5 RÄ n 2 Pf. Grundwert 
F 6 „ 5 
V 1 u 
LES DORE ner 8 9 5 

Bre SSEEREET I 30 


und über 100 km Entfernung für jede angefangenen weiteren 100 km 5 Pf. Grundwert mehr. 
Für die Benutzung der Fernſprech⸗Verbindungsleitungen nach Weſtdeutſchland wird außerdem 
ein Zuſchlag von 10 Pf. Grundwert erhoben. f i 
Die zu zahlende Geſprächsgebühr ergibt ſich aus der Vervielfältigung des Grundwertes für die 
Geſprächseinheit, g. F. einſchließlich des Zuſchlags für Weſtdeutſchland, mit der jeweils geltenden, dem 
Wertſtande der Mark entſprechenden Verhältniszahl unter Abrundung auf volle Markbeträge nach oben. 


Die Entfernungen bis zu 25 km werden nach der Luftlinie, die übrigen Entfernungen nach dem 


Taxquadratverfahren feſtgeſtellt. r 5 
Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. Für dringende Preſſegeſpräche 
dagegen iſt die Gebühr die gleiche wie für nichtdringende Geſpräche von gleicher Dauer. Überſchreiten 
die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit bei Entfernungen 
bis zu 100 Kilometer nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten, bei Entfernungen von mehr 
als 100 Kilometer nach einzelnen Minuten berechnet; in dieſem Falle wird für jede volle oder angefangene 
Minute ¼ der für die erſte Geſprächseinheit feſtgeſetzten Gebühr g. F. unter Abrundung auf volle 
Markbeträge nach oben erhoben. 
Die Verordnungen betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Deutſchland uſw. 
vom 22. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 303) vom 22. März 1923 (Geſetzbl. S. 359) und vom 29. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 623) treten gleichzeitig außer Kraft. 5 
Danzig, den 27. Juni 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
2 


ander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


6—B 2 * 


